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COVID-19 - Schutzmaßnahmen 

am Arbeitsplatz 

Erlass 

 

 

Gemäß Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 

betreffend Maßnahmen, die zur Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 ergriffen werden, 

BGBl. II Nr. 441/2021 idF BGBl. II Nr. 459/2021 (3. COVID-19-Maßnahmenverordnung – 3. COVID-19-

MV) und der Verordnung des Landeshauptmannes von Wien über begleitende Maßnahmen zur 

Verhinderung der Verbreitung von COVID-19, LGBl. für Wien Nr. 34/2021 i.d.g.F. (Wiener COVID-

19-Maßnahmenbegleitverordnung 2021) gelten nachfolgende Bestimmungen: 

 

Bedienstete dürfen Arbeitsorte, an denen physische Kontakte zu anderen Personen nicht 

ausgeschlossen werden können, nur betreten, wenn sie über einen gültigen Nachweis über eine 

geringe epidemiologische Gefahr verfügen.  

 

Als gültiger Nachweis gelten die in § 2 Abs. 1 der Wiener COVID-19-Maßnahmenbegleitverordnung 

2021 in der jeweils geltenden Fassung angeführten Nachweise. 

 

Die/Der Bedienstete hat Vorsorge zu treffen, dass sie/er bei Dienstantritt am Arbeitsort (dies 

inkludiert auch auswärtige Arbeitsstellen) und während der gesamten Dienstzeit einen gültigen 

Nachweis besitzt. Der Nachweis ist von der/dem Bediensteten für die Dauer der Anwesenheit am 

Arbeitsort bereitzuhalten und auf Verlangen der/dem Dienststellenleiter*in oder der von ihr/ihm 

beauftragten Mitarbeiter*in zur Einsicht vorzulegen. Diese Bestimmungen gelten nicht für die 

Verrichtung von dienstlichen Aufgaben im eigenen privaten Wohnbereich.  

 

Kann die/der Bedienstete keinen Nachweis im Sinne des § 2 Abs. 1 Wiener COVID-19-

Maßnahmenbegleitverordnung 2021 vorlegen, so ist ein Nachweis einer befugten Stelle über ein 

negatives Ergebnis eines Antigentests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 24 Stunden 

zurückliegen darf, vorzuweisen und für die gesamte Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten.  

 

Die Dienststellenleiter*innen haben die Einhaltung dieser Dienstpflicht der Bediensteten zu 

kontrollieren. Sie sind angehalten, ein ohne Beeinträchtigung des Dienstbetriebes vertretbares, 

geeignetes und unter Einbindung der Personalvertretung erstelltes Überprüfungsprozedere zu 

etablieren (z.B. Stichproben-, Schwerpunktkontrollen) und den Bediensteten nachweislich zur 

Kenntnis zu bringen.  
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Bei Nichteinhaltung der genannten Dienstpflicht ist das Vorliegen einer Dienstpflichtverletzung 

der/des betroffenen Bediensteten zu prüfen. Sollte mit einer Belehrung und/oder Ermahnung nicht 

das Auslangen gefunden werden, müssen allfällige weitere dienstrechtliche Maßnahmen überprüft 

bzw. gesetzt werden. In diesem Zusammenhang ist die Verwendung der bei der Kontrolle der 

Nachweise erhobenen personen- und gesundheitsbezogenen Daten zulässig.  

 

Die grundsätzliche Vorgehensweise der Dienststelle bei Verdacht von Dienstpflichtverletzungen ist 

im Erlass „Abstellung von Fehlern und Missständen; Führungsverantwortung und Wahrnehmung der 

dienst- bzw. disziplinarrechtlichen Regelungen durch die Dienststellen“ (MD-766-1/04) festgelegt.  

 

Die/der Bedienstete, die/der den Arbeitsort entgegen den in der 3. COVID-19-MV festgelegten 

Voraussetzungen und Auflagen betritt oder befährt, begeht eine Verwaltungsübertretung gemäß  

§ 8 des Bundesgesetzes betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 

COVID-19, BGBl. I Nr. 12/2020 idF BGBl. I Nr. 183/2021 (COVID-19-Maßnahmengesetz – COVID-19-

MG) und ist mit einer Geldstrafe von bis zu € 500,-- bzw. im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe 

von bis zu einer Woche zu bestrafen. Diesbezüglich sind die Regeln des Erlasses „Strafbare 

Handlungen, Erstattung von Anzeigen und Meldungen“ (MD-GBR-30/2011) zu beachten. 

 

Da die verwaltungsstrafrechtliche Verantwortung gemäß § 8 COVID-19-MG hinsichtlich der 

Einhaltung der 3G-Regeln auch die/den Inhaber*in des Arbeitsortes trifft, ist die regelmäßige 

Kontrolle der Regeln für den Ort der beruflichen Tätigkeit nachweislich zu dokumentieren und 

darüber monatlich an die MD-Bereichsdirektion Personal und Revision 

(personalcorona@mdpr.wien.gv.at) bis spätestens Monatsende in anonymisierter Form zu 

berichten.   

 

Dieser Erlass tritt mit 15. November 2021 in Kraft. Gleichzeitig wird der Erlass des Magistratsdirektors 

betreffend COVID 19 – neue Schutzmaßnahmen (MDK-792147-2021 vom 30.6.2021, geändert 

zuletzt mit Erlass des Magistratsdirektors vom 31.8.2021, MDK-792147-2021-13), aufgehoben. 

 

Dieser Erlass ist allen Bediensteten nachweislich zur Kenntnis zu bringen.  

 

Für den Magistratsdirektor: 

 

 

Dr.in Cordula Gottwald, MA 

 

 

https://www.intern.magwien.gv.at/apps/dvs_detail.aspx?ID_DV=6585
https://www.intern.magwien.gv.at/apps/dvs_detail.aspx?ID_DV=7251
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		2021-11-12T13:10:26+0100
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




